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Herbert Reul, Minister des Innern: Erstens. Hinter-
grund für die Ermöglichung einer Verlängerung des 
Gewahrsams auf sieben Tage ist, wenn jemand 
missbräuchlich die Identitätsfeststellung verhindert. 
Zum Beispiel verklebt sich jemand im Hambacher 
Forst die Kuppen, sodass man die Identität nicht fest-
stellen kann. Für einen solchen Fall ist das gedacht. 
Das finde ich auch richtig. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Zweitens: „bei drohender Gefahr“. Früher musste es 
einen konkreten Plan mit konkreter zeitlicher Angabe 
geben, wann was wo passieren wird. Beim Terroris-
mus kann man das leider nicht immer genau vorher-
sagen. Genau dafür brauchen wir das Instrument. 

Diese Aufklärung wollte ich noch leisten. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Reul. – Weitere Wortmeldungen sehe ich 
nicht. 

Wir kommen zur Abstimmung.  Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs Druck-
sache 17/2351 an den Innenausschuss – federfüh-
rend – sowie an den Rechtsausschuss. Wer stimmt 
der Überweisung zu? – Gibt es Gegenstimmen? – 
Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist ein-
stimmig so überwiesen. 

Ich rufe auf: 

3 Einsetzung einer Enquetekommission „Digi-
tale Transformation der Arbeitswelt in Nord-
rhein-Westfalen“ 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 17/2405 – Neudruck 

Ich eröffne die Aussprache. Herr Kollege Bell von der 
SPD-Fraktion tritt ans Pult. Bitte schön. 

Dietmar Bell (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Die SPD-Fraktion 
stellt heute den Antrag, dass sich der Landtag Nord-
rhein-Westfalen im Rahmen einer Enquetekommis-
sion mit dem Thema der digitalen Transformation der 
Arbeitswelt in unserem Bundesland befasst. 

Kaum ein Thema wird in den nächsten Jahren die so-
ziale Realität in unserem Bundesland so prägen wie 
die Frage, ob wir die hierdurch entstehenden Heraus-
forderungen bewältigen und gestalten können oder ob 
es zu disruptiven Entwicklungen kommt. Fast wie be-
stellt titelt heute die „Zeit“ in Bezug auf die Frage der 
digitalen Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt: „Wo 

bleibt die Arbeit? Eine Katastrophe? Oder eine Verhei-
ßung?“ 

Dabei ist die vor uns liegende Herausforderung, dass 
dieser Strukturwandel nur noch in geringem Maße 
regional verortet werden kann. Vielmehr werden 
durch die stattfindenden und vor uns liegenden Ver-
änderungen nahezu alle Branchen und Qualifikati-
onsebenen in allerdings unterschiedlichem Maße be-
troffen sein. Das bedeutet im Klartext, dass eine Viel-
zahl von Menschen in Nordrhein-Westfalen vor Ver-
änderungen in ihrem Arbeitsumfeld steht.  

Ich will dies an einem praktischen Beispiel erläutern. 
Ich bin Vorsitzender des Aufsichtsrates des Stadt-
werkekonzerns in Wuppertal. Wir beschäftigen in der 
Verkehrstochter aktuell mehr als 700 Busfahrerinnen 
und Busfahrer. Wenn die technisch getriebenen Sze-
narien des autonomen Fahrens und der digitale 
Wandel der Verkehrsszenarien Raum greifen, wer-
den diese schlichtweg in der Perspektive nicht mehr 
benötigt. 

(Sven Werner Tritschler [AfD]: In 100 Jahren 
vielleicht!) 

Wir wissen, dass zeitgleich die Chance besteht, dass 
in erheblichem Maße auch neue Arbeitsplätze ent-
stehen. Dabei ist zunächst einmal völlig offen, ob es 
gelingt, vorhandene Qualifikationen von Beschäftig-
ten so weiterzuentwickeln, dass es zu einer mög-
lichst hohen Deckungsgleichheit zwischen der neuen 
Nachfragerealität auf den Arbeitsmärkten in Nord-
rhein-Westfalen und den Menschen in unserem Bun-
desland kommt.  

Ungesteuert und ohne politische Gestaltung dieses 
Prozesses droht ein steigender Fachkräftemangel 
gepaart mit steigender Arbeitslosigkeit. Dies kann 
nicht im Interesse unseres Landes sein.  

Aus diesem Grund muss die Frage beantwortet wer-
den, ob die Konstruktion unserer Weiterbildungs-
landschaft den skizzierten Herausforderungen ge-
recht werden kann. Ich persönlich glaube, dass wir 
hier wahrscheinlich neue Wege und Zugänge schaf-
fen müssen.  

Dies muss aus meiner Sicht mit den handelnden Akt-
euren in unserem Bundesland bewertet und disku-
tiert werden.  

Zudem ist auch völlig offen, ob es sich bei den neu 
entstehenden Arbeitsplätzen um Arbeitsplätze han-
delt, die dem Bedürfnis nach qualitativer Anreiche-
rung entsprechen und angemessen entlohnt und so-
zial abgesichert sind. Beschäftigungsformen wie 
Crowdworking weisen auf potenzielle Risiken für die 
Beschäftigten und unsere sozialen Sicherungssys-
teme hin.  

Wir müssen die Frage beantworten, welche Rege-
lungsnotwendigkeiten bestehen, um Arbeit und die 
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Beschäftigten weiterhin nachhaltig in unserem Sys-
tem der sozialen Marktwirtschaft zu verankern. 

(Beifall von der SPD) 

Die Enquetekommission soll sich deshalb diesen 
Fragestellungen unter den Handlungsfeldern „Wan-
del der sozialen Marktwirtschaft“, „Wandel der Ar-
beitswelt und soziale Herausforderung“ und „Weiter-
bildung, Qualifizierung und Forschung“ widmen.  

Die Arbeit der Enquetekommission kann dabei dazu 
beitragen, in den aufgeworfenen Fragestellungen 
Zukunftsfähigkeit für die Menschen in unserem Bun-
desland zu erarbeiten, und das in dem Feld, das die 
Lebensrealität immer noch über alle Maßen be-
stimmt, nämlich der Erwerbsarbeit. 

Ich würde mich sehr freuen, wenn auch die anderen 
Fraktionen unserem Antrag zustimmen und sich en-
gagiert in die Arbeit der Enquetekommission einbrin-
gen würden. Letztlich haben wir es gemeinsam in der 
Hand, die digitale Herausforderung auf dem Arbeits-
markt in Nordrhein-Westfalen erfolgreich zu gestal-
ten. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Bell. – Für die CDU-Fraktion spricht Herr Schmitz. 

Marco Schmitz (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist gute 
parlamentarische Tradition, dass dem Antrag einer 
Fraktion auf Einrichtung einer Enquetekommission 
entsprochen wird. Daher werden natürlich auch wir 
dem Antrag der SPD zustimmen.  

Der parlamentarischen Debatte um das Thema müs-
sen Sie sich aber dennoch stellen. Denn auch der 
Austausch der Argumente ist ebenfalls gute parla-
mentarische Sitte, der sich die CDU-Fraktion ver-
pflichtet fühlt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Thema „Digita-
lisierung“ ist der Zukunftsmotor für unser Land. Das 
wissen wir alle, und das sieht auch die NRW-
Koalition so. Von daher ist Digitalisierung auch ein 
Schwerpunkt auf unserer politischen Agenda. Das 
kann man auch daran erkennen, dass wir als CDU-
Landtagsfraktion erst jüngst ein sehr umfangreiches 
Positionspapier beraten und beschlossen haben. 

Interessant fand ich übrigens, dass kurz darauf, am 
Folgetag, vor unserer Pressekonferenz zur Vorstel-
lung dieses Papiers die SPD-Fraktion die heute be-
antragte Enquetekommission per Pressemitteilung 
ankündigte. Aber es wäre für unser Land besser ge-
wesen, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, 
Sie hätten vorher einmal in unser Papier hineinge-
schaut.  

Das Thema „Digitalisierung“ muss in einem ange-
messenen und breiten Rahmen behandelt werden, 
um so dem Landtag und der Landesregierung eine 
zukunftsweisende Handlungsempfehlung zu geben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, uns liegt zwar ein 
sehr umfassender Antrag der SPD-Fraktion vor. 
Doch als ich ihn gelesen hatte, war das nicht die 
Bandbreite, die ich bei Digitalisierung erwartet hatte. 
Ist die digitale Transformation der Arbeitswelt ein 
wichtiger Punkt? Ja, außer Frage. Aber sie kann 
nicht singulär betrachtet werden. 

Das Thema ist in jeder Diskussion mit Beteiligung der 
SPD ein echter Klassiker so wie die nicht enden wol-
lende Auseinandersetzung bei Ihnen um Hartz IV. Ist 
es also ein Thema, das uns gute zwei Jahre lang be-
schäftigen kann? Ja, auch das steht ganz außer 
Frage. Aber auch das funktioniert nur in Verbindung 
mit den anderen Fachbereichen, die von Digitalisie-
rung betroffen sind. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, statt 
eines tollen und großen Buffets zur Digitalisierung 
haben Sie, hat die SPD-Fraktion, die Sparvariante 
bestellt. Am Ende behandelt ein acht Seiten langer 
Antrag tatsächlich nur einen, wenn auch wichtigen 
Aspekt der Digitalisierung: die Arbeitswelt. Leider, 
muss ich sagen; schade, möchte ich hinzufügen. 

Warum diese Beschränkung? Hat die SPD den An-
spruch aufgegeben, thematisch breit aufgestellt zu 
sein? Warum hat die SPD nicht eine Enquetekom-
mission beantragt, welche die ethischen, sozialen, 
ökonomischen, ökologischen und auch datenschutz-
rechtlichen Facetten der Digitalisierung beleuchtet?  

Das ist umso bemerkenswerter, als uns die Kollegin 
Kampmann – ich habe sie heute Morgen noch nicht 
gesehen, spreche sie trotzdem an –, immerhin in ih-
rer Fraktion für die Digitalisierung zuständig und da-
mit sicherlich an der Erstellung des Antrags beteiligt, 
erst in der letzten Plenarsitzung zu unserem Antrag 
„Chancen der Digitalisierung erkennen und nutzen“ 
vorgeworfen hat, dass wir keine Antworten auf diese 
Fragen liefern würden. Nun stellen Sie selbst Fragen, 
und nach der Lektüre dieses Antrags sehe ich mich 
bestätigt: Die SPD hat keine Antworten darauf. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, daraus hätte man 
mehr machen können. Ich hatte eben bereits das Po-
sitionspapier der CDU-Fraktion benannt. Ich möchte 
es noch einmal bemühen, um Ihnen zu zeigen, wie 
man es besser machen kann, wie man zumindest 
versuchen kann, die Digitalisierung in ihrer ganzen 
Komplexität zu fassen. 

Ich will es konkret machen. Statt im zweiten Teil des 
Antrags mehr als 50 Mal eine Variation derselben 
Frage „Wie verändert die Digitalisierung die Arbeits-
welt?“ hätte ich mir einen Arbeitsauftrag für die En-
quetekommission gewünscht zum Wechselspiel von 
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Digitalisierung und Wirtschaft, Ökologie, Landwirt-
schaft, Energie, Verkehr, Kommunikation, dem 
Schutzraum des Individuums, Gesundheit, Pflege, 
Wohnen, Sicherheit, Kriminalität, Ehrenamt, Verwal-
tung, Kommunen, Bildung, Medienkompetenz, 

(Michael Hübner [SPD]: Alles?) 

Wissenschaft, Forschung, Ethik usw. 

(Michael Hübner [SPD]: Genau!) 

Das waren jetzt einmal 20 Punkte, die ohne großes 
Nachdenken klar gewesen sind. 

(Beifall von der CDU – Michael Hübner [SPD]: 
Was ist denn mit der Landwirtschaft?) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, trotz dieses Man-
gels möchte ich noch kurz auf Ihren konkreten Vor-
schlag eingehen. Studien zeigen, dass die Befürch-
tung, Arbeitsplätze würden durch technologischen 
Fortschritt, die sogenannte technologische Arbeitslo-
sigkeit, wegfallen, nie eingetreten ist. Auch jetzt geht 
das IAB davon aus, dass durch die Digitalisierung 
rund 1,5 Millionen neue Jobs geschaffen werden, auf 
der anderen Seite aber auch 1,5 Millionen Jobs weg-
fallen werden. 

Die CDU-Fraktion wird die Verschiebung von Aufga-
ben und Anforderungsprofilen dennoch sehr genau 
beobachten. Wir sehen die betriebliche und persön-
liche Aus-, Fort- und Weiterbildung von Beschäftig-
ten hin zu einer digitalen Arbeitswelt als einen 
Schlüssel für den Erhalt und den Aufbau sozialversi-
cherungspflichtiger Beschäftigung. 

Wir werden daher auch in Zukunft mehr ESF-Mittel 
in die Fort- und Weiterbildung, vor allem in den Bil-
dungscheck, stecken. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Angesichts des Fachkräftebedarfs liegt dies im Inte-
resse der Arbeitnehmerinnen und Arbeitgeber selbst. 
Wir wollen den Wandel aktiv gestalten und die Sor-
gen der Menschen ernst nehmen. Daher bin ich ge-
spannt auf die Arbeit und die Ergebnisse der En-
quetekommission. – Ich danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Schmitz. – Für die FDP-Fraktion hat das Wort nun 
Herr Diekhoff. 

Markus Diekhoff*) (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Die Digitalisierung 
ist ohne jeden Zweifel die tiefgreifendste Verände-
rung unserer Gesellschaft seit der Industrialisierung. 
Sie umfasst nahezu alle gesellschaftlichen Bereiche 
und wird selbstverständlich auch besonders die 
Grundlagen des Arbeitens verändern.  

Die Potenziale dieser Entwicklung sind zwar heute 
noch nicht abschließend, aber doch sehr umfassend 
zu erkennen. Wir wissen zwar nicht, wie die Arbeit 
von morgen aussieht, aber wir wissen, dass die Digi-
talisierung prägend sein wird. Wir wissen auch, dass 
einige Tätigkeitsfelder komplett wegfallen werden, 
dürfen aber nicht vergessen, dass natürlich auch 
ganz viele neue Tätigkeitsfelder dadurch entstehen.  

Von daher sollten wir uns richtigerweise fragen, wel-
che Rahmenbedingungen Arbeitnehmer und Arbeit-
geber brauchen, um aus der Digitalisierung Wachs-
tums- und Beschäftigungsperspektiven zu gestalten. 
Welche Anstrengungen müssen unternommen wer-
den, damit die erforderlichen Wandlungsprozesse 
nicht verpasst, sondern aktiv mitgestaltet werden 
können, und welche Herausforderungen ergeben 
sich speziell für unser industriestarkes Nordrhein-
Westfalen? Welche Auswirkungen wird die Digitali-
sierung auf die verschiedenen Branchen und vor al-
lem auf die Qualifikationsniveaus der Mitarbeiter ha-
ben? Anders gefragt: Wie können wir die Chancen 
der Digitalisierung in der Arbeitswelt nutzen und Risi-
ken vermindern?  

Wir Freien Demokraten möchten, wie bekannt, die 
Digitalisierung als Chance begreifen, als Zeichen der 
Fortschrittsorientierung unserer Gesellschaft. Wir le-
ben in einem chancenreichen Land und sind davon 
überzeugt, dass wir uns auch die Digitalisierung 
zunutze machen müssen, um das Leben unserer 
Bürgerinnen und Bürger einfacher und sicherer zu 
gestalten, um eine wettbewerbsfähige Wirtschaft zu 
betreiben und um auch den modernen Staat zu ge-
stalten. Dieses digitale Zeitalter wollen wir als diesen 
Gestaltungsraum prägen.  

Diese Chancen der Digitalisierung kommen in Ihrem 
Antrag etwas kurz, die Chancen müssen ergriffen 
werden. Wir müssen überlegen, wie wir gefährliche 
und körperbelastende Arbeit dadurch so umlagern 
können, dass mehr Zeit für den Menschen selbst zur 
Verfügung steht. Diese Chancen entstehen, wenn 
die Digitalisierung arbeitnehmerfreundliche Rahmen-
bedingungen schafft, flexible Arbeitszeiten, das 
Homeoffice, die verbesserte Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf. Die Digitalisierung kann vielleicht sogar 
Teile unseres Verkehrsproblems lösen, weil nicht 
mehr alle Menschen zur Uhrzeit x am Platz y sein 
müssen. Das sind interessante und spannende 
Chancen.  

Dieser Prozess muss selbstverständlich gut vorbe-
reitet und begleitet werden. Wir als Politik können 
diese Debatten anstoßen, wir können Sorgen auf-
greifen, einordnen und bearbeiten. Wir müssen viel-
leicht auch die Rahmenbedingungen setzen, damit 
diese Potenziale der Digitalisierung bestmöglich ge-
nutzt werden können. Wir müssen abschätzen, wir 
müssen die Unternehmen unterstützen, diesen Weg 
mitzugehen. Auch die müssen ihre Geschäfts- und 
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Produktionsprozesse anpassen. Da stimme ich 
Ihnen zu, das ist ein wichtiger Auftrag.  

Sie wissen natürlich auch, dass wir Freien Demokra-
ten und die Landesregierung sich dazu bekannt ha-
ben, diese Chancen der Digitalisierung auch zu nut-
zen.  

Die Bestandsaufnahme in Ihrem Antrag ist sinnvoll, 
wenn diesen Herausforderungen natürlich auch die 
Chancen gegenübergestellt werden. Das dürfen wir 
nicht vergessen. Wir dürfen Menschen nicht verunsi-
chern.  

Von daher stimmen wir Ihrem Enquetevorschlag sehr 
gern zu und freuen uns darauf, dieses spannende 
und hochaktuelle Themenfeld mit Ihnen zu bearbei-
ten. – Vielen Dank.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Diekhoff. – Jetzt spricht für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen Herr Becker.  

Horst Becker (GRÜNE): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Künstliche Intelligenz o-
der Industrie 4.0 sind zwei Begriffe, die je nach Be-
trachtung irgendwo zwischen Heilsbotschaft oder 
Katastrophenszenario wahrgenommen werden. Sie 
werden nicht zuletzt gerade während der CEBIT 
auch in den Medien hoch gehandelt. Herr Kollege 
Bell, nicht nur in der „Zeit“, sondern auch in der „Süd-
deutschen“ und in der „FAZ“ konnte man in den letz-
ten Tagen immer wieder große Artikel zu diesem 
Thema lesen.  

Unternehmen versprechen sich Effizienzsteigerun-
gen, Prozessbeschleunigungen, mehr Flexibilität bis 
hin zu selbstoptimierten Vorgängen und auch intelli-
gente Wartung ihrer Maschinen. Produkte sollen im-
mer spezifischer auf Kunden zugeschnitten werden 
können, Produktionsvorgänge in Echtzeit gestaltet 
und verwaltet werden. 

Studien zeigen aber, dass die grundsätzlichen Über-
legungen und die grundsätzliche Bereitschaft zur Im-
plementierung oft nicht sehr konkret sind. 87 % der 
Teilnehmer an einer Studie zu diesem Thema haben 
erklärt, dass sie in den nächsten Jahren künstliche 
Intelligenz in die Produktion einbringen wollen, aber 
gleichzeitig haben 72 % dazu überhaupt noch keine 
detaillierten Pläne.  

Auf der Unternehmensseite stehen folgende Fragen 
im Vordergrund: Ersetzen nicht Vermittlungsplattfor-
men das klassische Verhältnis von Auftraggeber und 
Auftragnehmer? Reißen solche Plattformen nicht die 
Wertschöpfung immer mehr an sich? Sind Unterneh-
men in den USA, in China und in Indien nicht schon 
viel weiter bei der Umsetzung von künstlicher Intelli-
genz in die Produktionsprozesse?  

Die sogenannten Erstanwender sind in den USA mit 
25 %, in China mit 23 % und in Indien mit 19 % be-
sonders stark vertreten. China, um das noch hinzu-
zufügen, hat im letzten Jahr durch den Staatsrat ei-
nen sogenannten Entwicklungsplan für die künstliche 
Intelligenz der nächsten Generation beschlossen, 
der eine dreistufige Entwicklungsstrategie zur Errei-
chung der Weltvorherrschaft bis zum Jahr 2030 als 
Ziel festgelegt hat.  

Alleine in der Stadt Tianjin, nahe Peking, wurden 
5 Milliarden Dollar in einem Fonds zur Unterstützung 
der KI-Industrie an diesem einen Standort bereitge-
stellt. Deutschland wiederum liegt bisher weltweit im 
Mittelfeld. Es stellt sich die Frage, ob wir insgesamt 
in diesen Prozessen mithalten können.  

Wenn es nach Professor Wahlster von dem Deut-
schen Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz 
geht, ist das so. Er ist der Meinung, dass zwar ein 
Rückstand in der Auswertung von Konsumentenda-
ten besteht und Europa da zu Recht zurückhaltend 
ist, aber beispielsweise bei Werkzeugmaschinen-
bau, Medizintechnik und Agrarmaschinen und auch 
Haushaltsgeräten sei Deutschland genauso führend 
wie bei der Sensorik, die im Zusammenhang mit KI-
Robotern und KI-basierten Produktionsplanungssys-
temen von entscheidender Bedeutung sei.  

Es gibt also zur Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Industrie und damit auch der NRW-Industrie sehr un-
terschiedliche Stimmen.  

Aber die Arbeitnehmerseite ist mindestens genauso 
wichtig. Wie viele Arbeitsplätze und welche werden 
wegfallen? Welche Folgen hat das Crowdsourcing, 
also die Entkoppelung von bisher normalen Arbeitge-
ber-Arbeitnehmer-Verhältnissen? Welche Folgen 
entstehen für die Existenzsicherung, für Sozialsys-
teme, für das Arbeitsrecht, für Renten und vieles 
mehr? Welche Auswirkungen hat KI auf Anzahl, 
Struktur und Entwicklung von Arbeitsplätzen insge-
samt sowie auf die Notwendigkeit von Weiterbil-
dung? 

Wir können auch zusammenfassend sagen: Insge-
samt geht es auch um Standortfragen bei Forschung, 
bei Universitäten und bei Hochschulen. 

Meine Damen und Herren, wer sich mit Gewerk-
schaften unterhält, merkt schnell, dass es erhebliche 
Sorgen gibt. Nicht umsonst und nicht zufällig führen 
der DGB und die IG Metall zu diesen Themen zurzeit 
große Kongresse durch. 

Die Arbeitnehmerfragen, die Fragen also, wie die 
einzelnen Menschen in der Zukunft von diesen Ent-
wicklungen betroffen sind, sind wichtige Fragen auch 
für unsere Menschen in NRW. Insofern kann diese 
Kommission jedenfalls aus grüner Sicht wichtige Bei-
träge zur Produktions- und Arbeitswelt in Nordrhein-
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Westfalen leisten. Wir werden der Einrichtung zu-
stimmen, und ich freue mich auf die Zusammenar-
beit. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Becker. – Für die AfD-Fraktion hat Herr Tritschler das 
Wort. 

Sven Werner Tritschler (AfD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist lus-
tig, dass man zwar immer hört, Digitalisierung sei so 
wichtig, die Diskussion darüber dann aber entweder 
immer in der Mittagspause oder kurz vor Feierabend 
stattfindet. Ich weiß nicht, woran das liegt. 

(Zuruf von Matthias Kerkhoff [CDU]) 

Wenn ich höre, dass sich die SPD mit dem digitalen 
Strukturwandel befassen will, packt mich ein kalter 
Schauer. Schließlich ist vermutlich keine andere Par-
tei wirtschafts- und sozialpolitisch so konsequent im 
19. Jahrhundert unterwegs wie Sie. Gerade hier in 
NRW können wir uns bis heute jeden Tag ansehen, 
was passiert, wenn man es Ihnen erlaubt, die Zukunft 
zu verschlafen. 

Nichtsdestotrotz freuen wir uns auch über die Mög-
lichkeit, im Rahmen dieser Kommission über dieses 
so wichtige Thema zu sprechen. Ich habe zwar 
ernste Zweifel daran, dass Sie, meine Damen und 
Herren, willens und in der Lage sind, den digitalen 
Transformationsprozess ernsthaft anzugehen, und 
es erschließt sich auch nicht so recht, warum bei der 
Fragestellung solche Dinge wie die Auswirkungen 
der Digitalisierung auf die Frauen gesondert ermittelt 
werden müssen, aber das ist wahrscheinlich Ihrer 
Genderabteilung geschuldet.  

Da Sie aber wenigstens eine wichtige Diskussion an-
stoßen, steht Ihnen meine Fraktion nicht im Wege 
und wird dem Antrag daher zustimmen. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Tritschler. – Für die Landesregierung hat Herr Minis-
ter Laumann das Wort. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Erst einmal möchte ich für die Landes-
regierung und mein Ministerium sagen, dass das Ein-
setzen von Enquetekommissionen die ureigenste 
Aufgabe des Parlamentes ist und es uns als Regie-
rung interessieren sollte, wir aber nicht darüber ent-
scheiden. 

Darüber hinaus ist es mir wichtig zu sagen, dass wir 
uns schon mitten in diesem Digitalisierungsprozess 

befinden. Es ist schließlich nicht so, dass die Digita-
lisierung anklopft und sich anmeldet. Vielmehr sind 
wir schon mittendrin. 

Es ist auch richtig und verständlich, dass wir bei der 
Digitalisierung natürlich nicht nur über die techni-
schen Fragen reden dürfen und darüber, wie wir 
überall für Glasfaser und somit für schnelles Internet 
sorgen können, so wichtig das auch für die Entwick-
lung der Räume und damit auch der regionalen Ar-
beitsplätze ist.  

Mich interessiert vor allem die Frage, wie wir Digitali-
sierung so gestalten können, dass auch diese Ent-
wicklung, in der wir uns gerade befinden, eine die-
nende Funktion für die Menschen hat, und nicht da-
bei etwas entsteht, wodurch der Mensch vielleicht 
nicht mehr so stark im Mittelpunkt steht, wie wir uns 
das alle wünschen.  

Dazu gehört natürlich auch die Frage, wie wir die jetzt 
arbeitenden Menschen, die jetzt existierenden Be-
legschaften in unseren Firmen, in den Büros auf die-
sen Weg der Digitalisierung mitnehmen. 

Ich möchte auf einen Aspekt eingehen, der mir in 
dem Zusammenhang durch den Kopf geht. Ich habe 
als junger Abgeordneter 1990 noch die Zeit miterlebt, 
in der wir aufgrund der damaligen Automatisierung in 
der gewerblichen Wirtschaft sehr viele Arbeitsplätze 
verloren haben. Damals haben wir diese Umbrüche 
durch Vorruhestand sozial begleitet. Es ist die Wahr-
heit, dass man Anfang und Mitte der 90er-Jahre – 
und dieser Zustand hält fast bis jetzt an – kaum noch 
einen 60-Jährigen gefunden haben, der in größeren 
Betrieben und Verwaltungen gearbeitet hat. 

Eines ist wohl jedem klar: Aufgrund der demografi-
schen Entwicklung in unserem Land können wir im 
Zusammenhang mit den Umbrüchen, die mit Digita-
lisierung zusammenhängen, nicht wieder über Vorru-
hestand reden. 

(Beifall von der CDU und Markus Wagner 
[AfD]) 

Deswegen ist die Frage danach, wie wir den Pro-
zess, dass die Unternehmen zusammen mit ihren 
Belegschaften, dass die Sozialpartner eine gemein-
same Verantwortung haben, gestalten, aus Sicht ei-
nes Arbeitsministers äußerst spannend. 

Ich freue mich, dass diese Aspekte auch in dieser 
Enquetekommission eine Rolle spielen. Wir werden 
das mit Interesse und auch mit Unterstützung beglei-
ten, sofern Sie sie benötigen und wir sie bieten kön-
nen. Denn eine Diskussion darüber, wie wir die Men-
schen auf diesem Weg mitnehmen, ist meiner Mei-
nung nach genauso wichtig wie die Frage nach tech-
nischen Lösungen. 

Auf diesem Weg sind wir zurzeit auch als Landesre-
gierung unterwegs. Wenn wir die Menschen mitneh-
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men wollen, müssen wir sie befähigen, hiermit umzu-
gehen. Das hat bei mir ganz praktisch dazu geführt, 
dass ich gesagt habe: Wir müssen mehr Mittel in die 
Weiterbildung investieren, und deswegen bauen 
wir – als eine konkrete Antwort – in großem Umfang 
den Bildungsscheck aus. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir werden zusammen mit den großen Gewerk-
schaften in den einzelnen Branchen unseres Wirt-
schaftssystems, der IG BCE, der NGG und der IG 
Metall, in großen Projekten zeigen, wie man Sozial-
partnerschaft und Belegschaften auf diesem Weg 
mitnehmen kann. Noch in der letzten Woche habe 
ich ein Projekt mit ver.di bewilligt. Ich finde, das ist 
eine wichtige Sache. 

Die Landesregierung wird natürlich auch die Initiative 
„Wirtschaft und Arbeit 4.0“ weiter fortführen, in enger 
Zusammenarbeit zwischen Wirtschaftsministerium 
und Arbeitsministerium, zwischen Herrn Pinkwart 
und mir. Am 9. Mai findet eine Veranstaltung zu die-
sem Thema statt. Ein Grundsatz dieser Arbeits-
gruppe, die es schon in der vorherigen Regierung 
gab, ist, dass wir sehr darauf setzen, dass in der So-
zialpartnerschaft versucht wird, auch die Antworten 
in der Arbeitswelt gemeinsam zu geben. 

Das sind spannende Fragen. Gerade in dem Land 
Nordrhein-Westfalen, wo die soziale Partnerschaft 
eine große Tradition hat, müssen wir auch in dieser 
neuen Form der Arbeitswelt die Werte der sozialen 
Partnerschaft in eine gute Zukunft retten. – Schönen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Laumann. – Weitere Wortmeldungen gibt es 
nicht.  

Deshalb kommen wir zur Abstimmung. Über diesen 
Antrag haben wir direkt abzustimmen. Also stimmen 
wir ab über den Inhalt des Antrages Drucksache 
17/2405 – Neudruck. Wer stimmt dem Antrag zu? – 
SPD, GRÜNE, CDU, FDP, AfD. Gibt es Enthaltun-
gen? – Gibt es Gegenstimmen? – Das ist beides 
nicht der Fall. Damit ist der Antrag Drucksache 
17/2405 – Neudruck – einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

4 Freiheit, Recht und Verantwortung im digita-
len Zeitalter sichern – Konsequenzen aus 
dem Facebook-Datenskandal ziehen! 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/2390 

Für die Aussprache, die wir jetzt eröffnen, tritt zu-
nächst für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr 
Kollege Bolte-Richter ans Pult. 

Matthi Bolte-Richter (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Es war uns wich-
tig, heute diesen Antrag zum Facebook-Datenskan-
dal zu stellen, weil 310.000 Menschen in Deutsch-
land und weltweit über 87 Millionen Menschen betrof-
fen sind. Dabei ist dieser Datenskandal letztlich nur 
ein Symptom für viel tiefergehende Probleme. 

Über viele Jahre wurden Datenschutz und IT-Sicher-
heit ein zu geringer politischer Stellenwert einge-
räumt. Die digitale Zivilgesellschaft wurde ge-
schwächt, anstatt sie zu stärken. Digitale Verbrau-
cherrechte wurden viel zu lange nicht durch Gesetze, 
sondern durch Kaffeerunden angepackt, und die gro-
ßen Digitalunternehmen sind ihrer Verantwortung, 
die sie haben, in der Vergangenheit nicht gerecht ge-
worden. Im Gegenteil: Sie haben das Race to the 
bottom beim Datenschutz vorangetrieben und aktiv 
ausgenutzt. Sie haben die Standards lax ausgelegt 
und über das Legale hinaus überdehnt.  

(Beifall von Horst Becker [GRÜNE]) 

Sie haben Hass und Hetze viel zu lang eine Plattform 
geboten und sich auch noch darauf zurückgezogen, 
dass sie ja nur eine Plattform seien und mit alledem 
nichts zu tun hätten. Deshalb, meine Damen und 
Herren, offenbart dieser Datenskandal einen Angriff 
auf das Herz unserer Demokratie.  

(Beifall von Monika Düker [GRÜNE] und Horst 
Becker [GRÜNE]) 

Denn da, wo Wahlen und Abstimmungen beeinflusst 
werden, ist es eine Bedrohung für die Demokratie, 
und da ist dann auch der Gesetzgeber gefordert.  

Wir machen Ihnen heute, meine Damen und Herren, 
konkrete Vorschläge, wie es weitergehen kann, wie 
wir politisch mit diesem Datenskandal umgehen kön-
nen. Wir machen Ihnen Vorschläge für viele Einzel-
maßnahmen, aber auch für eine Gesamtstrategie.  

Hier im Land schlagen wir Ihnen vor, Informationsan-
gebote für die betroffenen Bürgerinnen und Bürger 
aus Nordrhein-Westfalen aufzulegen. Wir fordern Sie 
auf, Angebote zur Förderung der Medienkompetenz 
zu stärken, denn nur kompetente Verbraucherinnen 
und Verbraucher, nur kompetente Nutzerinnen und 
Nutzer sind in der Lage, die Chancen, die ohne 
Frage – und es ist wichtig, dass das gerade beim vo-
rigen Tagesordnungspunkt betont wurde – mit der 
Digitalisierung einhergehen, dann auch zu nutzen.  

Denn, liebe Kolleginnen und Kollegen, auch wenn wir 
so oft kritisch mit den Betreibern solcher Plattformen 
wie den sozialen Netzwerken umgehen – sie bieten 
doch eine große Chance für Bürgerinnen und Bürger, 
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